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Fachtagung 

Verankerung des Ressourcenschutzes im Recht 
zur Vorstellung und Diskussion der vorläufigen Ergebnisse des Vorhabens „Rechtliche Instrumente 

des allgemeinen Ressourcenschutzes“ (FKZ 3711 18 102) 
21. Juni 2016, Berlin 

 
Thesen: Ressourcenschutz durch Bedarfsplanung am Beispiel von Rohstoffen 
 
 
 
1. Raumordnung ist die übergeordnete Ge-
samtplanung, die Festlegungen für nachfol-
gende Planungsebenen trifft. Hiervon können 
auch standortgebundene Rohstoffe erfasst 
werden.  
 
2. § 2 Abs. 2 Nr. 4 Satz 4 ROG enthält den Pla-
nungsgrundsatz der vorsorgenden Sicherung 
und geordneten Aufsuchung sowie Gewin-
nung von standortgebundenen Rohstoffen. 
 
3. Dem Grundsatz kann bisher allenfalls ein 
eingeschränkter Umweltbezug attestiert wer-
den. Durch seine Einordnung in § 2 Abs. 2 
Nr. 4 ROG ist er eher wirtschaftsbezogen aus-
gerichtet. 
 
4. Um den Umwelt- und Ressourcenschutz 
auch bei der vorsorgenden Sicherung und 
geordneten Aufsuchung und Gewinnung von 
standortgebundenen Rohstoffen zu stärken, 
sollte eine ausdrückliche umweltschützende 
Verpflichtung an den Grundsatz in § 2 Abs. 2 
Nr. 4 Satz 4 ROG geknüpft werden. 
 
5. Die Rohstoffsicherung von standortgebun-
denen Rohstoffen sollte vorsorgend, effizient 
und umweltschonend stattfinden. Die Aufsu-
chung und Gewinnung sollte geordnet, effi-
zient, umweltschonend und – mit Rücksicht 
auf künftige Generationen – sparsam erfolgen. 
 
6. Die Raumordnung ermöglicht nach § 2 
Abs. 2 Nr. 1 Satz 4 zweiter Halbsatz ROG die 
Berücksichtigung von Bedarfsprognosen. Eine 
Pflicht zur Ermittlung des Bedarfs an bestimm-
ten Rohstoffen im Rahmen der Raumordnung 
kann hieraus aber nicht abgeleitet werden. 
 
7. Eine Ausrichtung der Raumplanung am Be-
darf  der  Rohstoffe  hat  die Grundrechte der  

 
 
Abbauberechtigten zu achten, erscheint aber 
grundsätzlich möglich. 
 
8. Die Bedarfsprognose soll den Bedarf ermit-
teln und eine informative Grundlage für die 
Raumplanung schaffen. Unter dem Begriff 
„Bedarf“ wird der Bedarf an Rohstoffen ver-
standen, die bei Beachtung der Ressourcen-
schutzziele über einen bestimmten Zeitraum 
in einer bestimmten Region tatsächlich benö-
tigt werden. Dass politische Ziele in eine Be-
darfsplanung einfließen können, zeigt die 
Bundesbedarfsplanung für Stromtrassen. 
 
9. Zur Beantwortung der Frage, inwieweit sich 
die Raumplanung an einem in dieser Weise 
prognostizierten Bedarf für die standortge-
bundenen Rohstoffe orientieren sollte, ist 
zwischen einem überregionalen und einem 
regionalen Bedarf zu unterscheiden.  
 
10. Eine überregionale Bedarfsplanung von 
standortgebundenen Rohstoffen erscheint 
kaum umsetzbar. Schwierigkeiten bereiten 
u.a. die Erstellung belastbarer Prognosen und 
welthandelsrechtliche Aspekte.  
 
11. Für die regionale Bedarfsplanung ist es 
erforderlich, dass sich der Bedarf an Rohstof-
fen und der Planungsraum weitgehend de-
cken, um eine nachvollziehbare und verlässli-
che Bedarfsprognose und Planung für die Roh-
stoffe der Planungsregion zu erstellen.  
 
12. Eine regionale Bedarfsplanung bietet sich 
für Baumineralien (Sand, Kies, Steine) an, da 
die Region für die Gewinnung, die Verwen-
dung und die planerische Sicherung weitge-
hend übereinstimmt. In der Praxis lassen sich 
schon diverse Beispiele für eine Bewirtschaf-
tung von Baumineralien finden. 
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13. Der Bedarf an Baumineralien in einer Re-
gion lässt sich durch Kenntnis der konkreten 
Planungsvorhaben auf unterschiedlichen Ebe-
nen sowie deren Umsetzungsstand und die 
Festlegung der Verwendung von Sekundärroh-
stoffen ermitteln. Zugrunde zu legen ist der 
Trend der letzten Jahre. Dieser ist durch In-
formationen über bereits festgelegte Entwick-
lungen und parallele Planungsmaßnahmen auf 
unterschiedlichen Planungsebenen zu korri-
gieren. 
 
14. Indem die Raumordnung den Bedarf an 
Baumineralien prognostiziert und bewertet 
und diesen mit Entwicklungskonzepten, Sub-
stitutionsmöglichkeiten und Abbautätigkeiten 
abgleicht, ist sie in der Lage, den Abbau von 
Baumineralien wirksam zu steuern.  
 
15. Folge einer solchen Bedarfsprognose ist, 
dass die für den prognostizierten Bedarf er-
forderlichen Gewinnungstätigkeiten kon-
zentriert und unnötige Umweltbelastungen 
vermieden werden können. Daten über die 
Qualität und Quantität einer Lagerstätte er-
möglichen es, das Abbauvolumen einzuschät-
zen und eine möglichst schonende, vollständi-
ge, gebündelte und auf das Maß des Bedarfs 
beschränkte Gewinnung zu planen. 
 
16. Die Einführung des Instruments auf Raum-
ordnungsebene, bedingt aufschiebende Pla-
nungen vorzunehmen und Zwischennutzun-
gen festzulegen, könnte die Umsetzung einer 
regionalen Bedarfsplanung in der Praxis unter-
stützen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


